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Dr. Höchtl und Genossen vom 14.11.1990, Nr. 

16/J-NR/1990, "Reduzierung der Fernsprech

gebühren für die Inlandsfernzonen I und 11" 

Ihre Fragen 

"Sind Sie bereit, die Telefongebühren für die Inlandsfern

zonen I und 11 zu senken? 

Wenn nein, warum nicht? 

Wenn ja, bis wann wird diese Senkung erfolgen? 

"Wenn ja zu Frage 1, in welchem Ausmaß sollen die Telefon

gebühren für die Inlandsfernzonen I und 11 gesenkt werden?" 

darf ich wie folgt beantworten: 

Vor allem im Interesse des ländlichen Raumes wurde die 

Generalpostdirektion von mir beauftragt, eine Senkung 

der fraglichen Ferngebühren vorzubereiten. Dabei soll auch 

eine Änderung der Entfernungsstaffelung mit dem Ziel ge

prüft werden, die vom Zentralraum weiter abseits liegenden 

Gebiete (etwa über 50 km Entfernung) angemessen zu berück

sichtigen. 
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Aufgrund der in diesem Zusammenhang erforderlichen 

technischen Vorkehrungen einerseits und der notwendigen 

parlamentarischen Behandlung andererseits kann aus heutiger 

Sicht davon ausgegangen werden, daß die in Rede stehenden 

Gebührenmaßnahmen Mitte 1991 in Kraft treten werden. 

Zur Zeit werden verschiedene Gebührenmodelle erarbeitet und 

die damit verbundenen finanziellen Auswirkungen errechnet; 

diese Arbeiten sind noch nicht abgeschlossen. 

Ziel dieser Maßnahme ist jedenfalls eine spürbare Ermäßigung 

der in Rede stehenden Gebühren. Da der damit verbundene Ein

nahmeausfall verkraftbar sein muß, bedarf es aber einer be

sonderen Abstimmung auf die Budgeterfordernisse. 

Wien, am Cf • Jänner 1991 

Der Bundesminister 
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